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Von Gabriele Booth

Anfangs  war eine Fusion das Ziel, in-
zwischen wird ein enger Verbund mit 
eigenständigen Profilen angestrebt. 

Die  Universitätsklinika Heidelberg und 
Mannheim wollen und sollen schon bald en-
ger kooperieren und ihre Kompetenzen bün-
deln. Das Wissenschaftsministerium Stutt-
gart hat seinen Segen dazu gegeben, nun ist 
das Bundeskartellamt gefragt. In  einem hal-
ben Jahr wird mit dem Ergebnis  gerechnet. 
„Durch einen Verbund der beiden Universi-
tätsklinika kann die medizinische Versor-
gung in der gesamten Region verbessert wer-
den“, beschreibt Gesundheitsminister Man-
ne Lucha den Vorteil der geplanten Ehe.

 Die Patientenversorgung ist das eine, es 
geht aber auch darum, den Forschungs- und 
Wissenschaftsstandort im Norden Baden-
Württembergs besser aufzustellen. Tatsäch-
lich gibt es in Heidelberg wie in Mannheim 
im Umfeld der Kliniken eine hohe Dichte an 
Forschungseinrichtungen mit unterschied-
lichen Schwerpunkten. 

Wie die Verbundlösung im Detail ausse-
hen wird, steht noch nicht fest. Auf jeden Fall 

sollen die beiden Kran-
kenhäuser  auf medizini-
scher, wissenschaftlicher 
und wirtschaftlicher Ebe-
ne eng zusammenarbei-
ten, ohne ihre Schwer-
punkte aufzugeben. Die 
Heidelberger Universi-
tätsklinik übernimmt als 
Mehrheitsgesellschafte-

rin die strategische Führung der Mannhei-
mer Klinikum-Gesellschaft. 

Das Kooperationsmodell ist aus der Not 
geboren. Die Quadratestadt leistete sich bis-
her den Luxus eines städtischen Klinikums, 
das als Haus der Maximalversorgung auch  
Patienten von außerhalb versorgt. Ein Lu-
xus, der allerdings für ein chronisches finan-
zielles Defizit im städtischen Etat sorgte. 
Unter dem Dach des städtischen Kranken-
hauses war und ist gleichzeitig die medizini-
sche Fakultät der Universität Heidelberg be-
heimatet. Ein Konstrukt noch aus den sech-
ziger Jahren, als die Ausbildung des ärztli-
chen Nachwuchses auch in städtische Klini-
ken verlagert wurde. 

Mit dem  Verbund dürfte  organisatorisch 
ein neues Kapitel aufgeschlagen werden. 
„Wir gestalten einen Verbund, der Maßstäbe 
in der Forschung und Lehre sowie in der Ver-
sorgung zum Wohl der Patientinnen und Pa-
tienten setzen wird“, sagt Wissenschaftsmi-
nisterin Petra Olschowski. Die Verantwortli-
chen gehen davon aus, dass das Kartellamt 
die Ergebnisse der Detailprüfung im Som-
mer bekanntgeben wird. Die Antragstellung 
löste bereits  zufriedene Kommentare aus. 
„Alle Beteiligten eint das gemeinsame Ziel, 
einen Leuchtturm der Medizin zu gestalten“, 
sagte  Mannheims Oberbürgermeister Chris-
tian Specht. Er ist auch Vorsitzender des Kli-
nikum-Aufsichtsrats. Zusammen haben die 
beiden Klinika fast 4000 Betten. Rund 2600 
in Heidelberg, fast 1400 in Mannheim. Damit 
wäre der Standort der beiden Schwesterstäd-
te größer als die Berliner Charité. 

Ein Leuchtturm 
der Medizin 
soll’s werden
Die Universitätsklinika Heidelberg und 
Mannheim planen eine Verbundehe. 
Jetzt prüft das Bundeskartellamt. 

Damit wäre 
der Standort 
der beiden 
Schwester-
städte größer 
als die 
Charité.

MANNHEIM. Der Präsident des Polizeipräsi-
diums Mannheim, Siegfried Kollmar, ist tot. 
Er sei am Dienstagabend nach einer geplan-
ten Operation überraschend gestorben, teil-
te das Innenministerium am Mittwoch mit. 
Kollmar wurde  62 Jahre alt. Innenminister 
Thomas Strobl (CDU) zeigte sich betroffen. 
„Die Polizeifamilie in Baden-Württemberg 
nimmt Anteil an seinem plötzlichen Tod“, 
sagte Strobl. „Siegfried Kollmar war ein Poli-
zist mit Leib und Seele, geradlinig, ein Ma-
cher, der anpackt und nach vorne denkt, ein 
Polizist, der sich immer für seine Polizei ein-
gesetzt hat.“  Das Mannheimer Polizeipräsi-
dium ist das größte regionale Polizeipräsi-
dium im Land. dpa

Mannheimer 
Polizeipräsident tot

... und in Baden-Baden auf der  Fieser-Brücke. Fotos:Jehle Blumen und Kerzen für Nawalny:  in Karlsruhe auf dem Marktplatz...

STUTTGART. Fast zwei Drittel der tödlichen 
Radunfälle könnten aus Sicht des Landes-
verkehrsministeriums mit einem Paket ver-
schiedener Maßnahmen verhindert werden. 
Das ist das Ergebnis einer Untersuchung, die 
Verkehrsminister Winfried Hermann (Grü-
ne) am Mittwoch in Stuttgart vorstellte. 

Durch den Ausbau von Radwegen, besse-
re Sicht an Kreuzungen und Einmündungen, 
ein Tempolimit von 80 Kilometern pro Stun-
de auf Landstraßen und gezielte Trainings 
für Radfahrer könne die Zahl der tödlichen 
Radunfälle rechnerisch um bis zu 60 Prozent 
gesenkt werden, sagte Hermann. Zudem 
könnten 40 Prozent der schweren Unfälle 
verhindert werden. Das seien rund 1000 
Schwerverletzte und 4000 Leichtverletzte. 

Den größten Effekt hätte der Analyse zu-
folge ein Tempolimit von 80 Kilometern pro 
Stunde auf engen Landstraßen. „Die Exper-
ten sagen, wenn man überall Tempo 80 hät-
te, würde das ein Viertel der Unfalltoten ver-
meiden. Das ist schon gewaltig“, sagte Her-
mann. Oft seien Landstraßen nicht breit ge-
nug, dass Autos beim Überholen zwei Meter 
Abstand halten könnten. „Deshalb die Emp-
fehlung: Runter mit der Geschwindigkeit, 
dann kann man rechtzeitig bremsen.“ dpa

 Hermann will Zahl 
der Radtoten senken

W egen möglichen Verzögerungen 
bei der Einführung des Cannabis-
Gesetzes haben Verfechter die 

Landtags-Grünen mit zahlreichen Mails der-
art belastet, dass die IT-Abteilung des Land-
tags einschreiten musste. Es seien techni-
sche Maßnahmen ergriffen worden, um der 
Spammails Herr zu werden, sagte eine  Land-
tagssprecherin in Stuttgart.  Die Fraktions-
sprecherin deutete an, mit Mails regelrecht 
geflutet zu werden. Die Landtags-IT und die 
Abgeordneten seien arbeitsfähig, hieß es. 

Hintergrund ist Kritik des Hanfverbands, 
dass Politiker in verschiedenen Bundeslän-
dern –  darunter der baden-württembergi-

sche Gesundheitsminister Manne Lucha 
(Grüne) –  die Umsetzung verzögern wollten. 
Der Verband will verhindern, dass das Gesetz 
und damit die teilweise Legalisierung von 
Cannabis später als – wie geplant – zum 1. 
April in Kraft tritt.  

Das  Gesetz sieht vor, dass Besitz und An-
bau der Droge mit vielen Vorgaben für Voll-
jährige zum Eigenkonsum legal werden. Der  
Bundesrat  könnte  den Vermittlungsaus-
schuss anrufen und das Verfahren so ab-
bremsen. Genau das empfehlen drei mit dem 
Thema befasste Ausschüsse der Länderkam-
mer. Der federführende Gesundheitsaus-
schuss schlägt unter anderem vor, das In-

krafttreten des Gesetzes auf den 1. Oktober 
zu verlegen. Der Bundesrat will darüber am 
22. März abstimmen. 

Aus der Grünen-Fraktion im Landtag 
hieß es, deren suchtpolitischer Sprecher, 
Norbert Knopf, stehe mit dem Hanfverband 
im Kontakt. „Wir fragen uns allerdings auch, 
wie politisch klug es ist, diejenigen mit Mails 
zu fluten, die sich seit Jahren für eine Legali-
sierung einsetzen“, teilte eine Sprecherin 
mit. Rechtliche Schritte erwäge man  nicht. 
„Der zuständige Arbeitskreis der Fraktion 
hält eine Verzögerung des Gesetzes für un-
nötig und setzt sich für ein Inkrafttreten zum 
1. April ein“, erklärte die Sprecherin.   dpa

Cannabis-Befürworter spammen Grüne mit Mails zu
Am Cannabis-Gesetz scheiden sich die Geister. Der Hanfverband macht nun Druck –  und fordert die Landtags-IT heraus.

Von Stefan Jehle

In Freiburg ist es der Platz der Alten Syna-
goge, direkt gegenüber dem Stadtthea-
ter; in Baden-Baden die Fieser-Brücke – 

unweit von Casino und Kurpark und in Karls-
ruhe der zentrale Marktplatz. Im Südwesten 
legen Menschen  Blumen ab zum Gedenken 
an Alexej Nawalny. Dem am 16. Februar in 
einem sibirischen Straflager ums Leben ge-
kommenen russischen Dissidenten zeigen 
Bürgerinnen und Bürger so Respekt und Ver-
ehrung. Mancherorts spricht man schon von 
einem Märtyrer. 

„Es ist schon sehr beachtlich“, sagt die 
Besucherin aus dem nordbadischen Hocken-
heim mit Blick auf das Blumenmeer. Sie ver-
bringt „ein langes Wochenende“ in der Kurs-
tadt und verweilt einen Moment vor der Ge-
denkstätte, die an Baden-Badens Fieser-
Brücke entstand – und fast wirkt wie ein Al-
tar. Die Frau drückt dabei ihr Erstaunen da-
rüber aus, dass der von Machthaber Putin of-
fenbar so sehr gefürchtete russische Opposi-
tionelle im Januar 2021 überhaupt nach 
Moskau zurückkehrte: „Aber er wollte es of-

fenbar so, konnte wohl nicht anders.“ Putin 
habe ihm „übel mitgespielt“, sagt sie. Nach 
der Rückkehr wurde Nawalny noch am Flug-
hafen verhaftet – nach mehrjähriger Lager-
haft war er im Februar verstorben.

So wie  in Baden-Baden gedenken die 
Menschen Nawalnys auch andernorts. Etwa 
an einer schwarz patinierten 
stählernen Kunstskulptur vor 
dem ZKM-Medienzentrum in 
Karlsruhe, das an der Brauer-
straße unmittelbar an den Sitz 
von Generalbundesanwalt 
und Bundesanwaltschaft 
grenzt. „Die Blumen und 
Fotos sind in Gedenken an 
Alexej Nawalny von Bürger/
-innen dort abgelegt worden. 
Wir haben das natürlich als ZKM bemerkt, 
aber selbstverständlich belassen wir es, wie 
es ist“, sagt Helga Huskamp, Geschäftsfüh-
rende Vorständin des ZKM. So, wie  der Spre-
cher der Stadt Baden-Baden, Jonas Sertl,  hält 
sie eine Erlaubnis für die Blumenablage 
nicht für notwendig – auch weil es sich „um 
öffentlichen Raum“ handelt. 

„Die Stadtverwaltung Baden-Baden dul-
det bis auf Weiteres das Niederlegen von 
Blumen und Anzünden von Kerzen an der 
Fieser-Brücke zum Tode von Alexej Nawal-
ny“, sagt der Kurstadt-Sprecher Jonas Sertl. 
In der Kurstadt gibt es einen vergleichsweise 
großen Anteil russischsprachiger Mitbürger.

 Immer wieder legen Men-
schen neue Blumen hinzu, 
und abends – wenn es däm-
mert – brennen die daneben-
stehenden Grabkerzen. Das-
selbe ist in Freiburg zu beob-
achten – an zwei Fahnenmas-
ten, die am Platz Alte Synago-
ge an Universität und Theater 
angrenzen. Die Presserefe-
ratsleiterin der Stadt, Martina 

Schickle, bestätigt, dass die Freiburger 
Stadtverwaltung ebenfalls  nicht tätig werde. 
„Das ist frei zugänglicher öffentlicher 
Raum“, sagt Schickle. 

„Der russische Aktivist und Kremlgegner 
Nawalny ist ein Märtyrer“, schrieb dieser Ta-
ge ein katholischer Publizist aus dem Süd-
westen. Er würdigt dabei die nach dem Tod 

des russischen Oppositionellen  auch in vie-
len deutschen Städten spontan entstande-
nen kleinen Orte des Gedenkens. Alexej Na-
walny sei auch erkennbar ein gläubiger 
Mensch gewesen, für den die Bibel eine zent-
rale Rolle gespielt habe, so der Autor. 

Auch am zentralen Marktplatz in Karlsru-
he entstand ein  Gedenkort. Am Brunnen vor 
dem Rathaus – auf dem eine Skulptur des 
einstigen Großherzogs Ludwig steht – wer-
den tagtäglich neue Blumen hinzugelegt. 
Dort steht unter anderem noch zu lesen „un-
gebrochen – für immer“. Und dazu ein Zitat 
von Alexej Nawalny: „Wenn deine Überzeu-
gungen etwas wert sind, musst du bereit sein, 
für sie einzustehen. Und wenn nötig einige 
Opfer bringen.“ Auch die Stadt Karlsruhe 
sieht offenbar keine Veranlassung, die Blu-
men wegräumen zu lassen.

Am Fieser-Brunnen in Baden-Baden, wo 
auf einem Foto Nawalny zusammen mit sei-
ner Frau Julija abgebildet ist, liegt zudem 
eine Reproduktion des US-amerikanischen 
„Time“-Magazins: „The man Putin fears“, 
steht da. Den Mann, den Putin fürchtet . . . 
was heute heißen müsste „fürchtete“.

Gedenken: Blumen für Alexej Nawalny
In Städten Baden-Württembergs würdigen Menschen den verstorbenen Kremlgegner unübersehbar. Mancherorts wird schon
 von einem Märtyrer gesprochen. Die Verwaltungen der  Städte dulden die spontan entstandenen Gedenkstätten.

„Wenn deine 
Überzeugungen etwas 
wert sind, musst du 
bereit sein, für sie  
wenn nötig einige 
Opfer zu bringen.“
Alexej Nawalny, 
verstorbener Kremlgegner 

Von Thomas Faltin

E s ist ein Riesenproblem. Baden-Würt-
temberg will bis  2040 klimaneutral 
sein – schon bisher war dieses Ziel 

schwer zu erreichen, weil die jährlichen Aus-
bauschritte zuletzt nur bei der Photovoltaik 
mit dem Zielpfad übereinstimmten oder weil 
der Plan etwa vorsieht, bald Kohlendioxid 
unter dem Meer zu speichern. Mehr als Ideen 
dazu gibt es in Deutschland aber noch nicht.

Und nun zeigt eine neue Studie des 
Fraunhofer-Instituts für solare Energiesys-
teme in Freiburg (im Auftrag der IHK Baden-
Württemberg) auch noch auf, dass der Aus-
bau der erneuerbaren Energien viel zu gering 
ist, selbst wenn die derzeitigen Ausbauziele 
etwa auch bei der Windkraft erreicht wür-

den. Drei Szenarien macht das Institut auf. 
Danach steigt der Strombedarf von 64 Tera-
wattstunden im Jahr 2021 auf 108 bis 161 Te-
rawattstunden  in 2024. Etwa in der energie-
intensiven Zementindustrie werde der 
Wechsel von Gas auf Strom den Bedarf um 
110 Prozent erhöhen. Auch ein  Anteil von 70 
Prozent Wärmepumpen  und 100 Prozent E-
Autos lasse den Stromkonsum steigen.

Die politischen Ziele zugrunde gelegt, 
steige der Anteil der erneuerbaren Energien 
aber „nur“ von 18,4 Terawattstunden in 2021 
auf 93 Terawattstunden in 2040. Es gebe also 
je nach Szenario eine Lücke von  15 bis 43 
Prozent des Bedarfs an Strom, der dann aus 
benachbarten Bundesländern oder aus dem 
Ausland importiert werden müsste. Einhei-
mischer Strom verringere aber in der Regel 

den Strompreis, so die Studie. Bei einem 
Energiegespräch am Mittwoch räumte Um-
weltministerin Thekla Walker (Grüne) ein, 
dass der Ausbau schneller gehen müsse.

Die Politik müsse sich deshalb jährliche 
Ziele setzen und diese kontrollieren, sie 
müsse die Bürokratie bei Windkraftprojek-
ten verringern und für Photo-
voltaikprojekte Vorranggebie-
te ausweisen, so das Fraunho-
fer-Institut in seinem Fazit.

In einer weiteren Studie 
der Beratungsgesellschaft De-
loitte im Auftrag des Verbands 
Kommunaler Unternehmen und des Bun-
desverbands der Energie- und Wasserwirt-
schaft geht es um die Kosten für die Energie-
wende. Danach seien bis 2030 in Deutsch-
land  600 Milliarden an Investitionen not-
wendig, darunter 351 Milliarden Euro für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien und 126 
Milliarden Euro für den Ausbau des Strom-

netzes.  2022 seien aber gerade 22 Milliarden 
Euro investiert worden – diese Summe müs-
se jährlich verfünffacht werden. 

Wenn die volatile grüne Energie zu-
nimmt, werden die mit Gas, Kohle oder künf-
tig Wasserstoff betriebenen Reservekraft-
werke noch wichtiger. Die FDP-Landtags-

fraktion hat nun darauf hinge-
wiesen, dass zwei solcher 
Kraftwerke der EnBW in Wal-
heim (Kreis Ludwigsburg) gar 
nicht mehr betrieben werden 
können, weil das Fachperso-
nal dafür fehle und auch nicht 

mehr angelernt werden könne. Das Umwelt-
ministerium hat auf eine Anfrage der FDP 
mitgeteilt, dass die EnBW „vor der Unmög-
lichkeit eines Weiterbetriebs“ stehe. An an-
deren Standorten gebe es vorerst keine ver-
gleichbaren Einschränkungen. Thekla Wal-
ker dringt darauf, viele neue Reservekraft-
werke im Südwesten anzusiedeln.

Strom: Ziele des Landes sind nicht ehrgeizig genug
Eine Studie des Fraunhofer-Instituts zeigt, dass  im Jahr 2040 mehr 
Strom benötigt wird, als  erneuerbare Energien liefern können.

15 bis 43 Prozent des 
benötigten Stroms 
müssten im Jahr 2040 
importiert werden.


